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Das Bestehende verstehen 
Bildung  
Bildung an sich ist gut und wichtig. Das aktuelle Bildungssystem aber muss den 
Anforderungen von Staat und dem jetzigen Wirtschaftssystem gerecht werden und ist 
deswegen nicht am Menschen orientiert. Bildung als lustvolles, selbstbestimmtes Lernen und 
Wissensvermittlung sind wichtige Bestandteile einer Gesellschaft, wie wir sie uns vorstellen. 
Die Zugänge dazu sollen möglichst niederschwellig sein und Bildungsangebote sollen für alle 
entsprechend ihren Interessen und Fähigkeiten nutzbar werden. Im Hier und Jetzt sind aber 
auch Bildungsmöglichkeiten wichtig, welche zu einer Verbesserung der jeweiligen Situation 
verhelfen. 

Schulen sind wichtige Säulen des herrschenden kapitalistischen Systems (→ Kapitalismus) 
und somit ein Ort des Klassenkampfes: Dies gilt sowohl für den emanzipatorischen Kampf 
von Minderheiten, für den Arbeitskampf von Lehrpersonen wie auch für den Kampf gegen ein 
überholtes System (→ Arbeiter*innenbewegung und Gewerkschaften). Denn der Einfluss der 
liberalen Ideologie, welche mittels neuer Lehrpläne eine Output-orientierte Schule anstrebt, 
um möglichst viele neue Arbeiter*innen zu formen, nimmt immer noch zu. Die Institution 
Schule reproduziert die herrschenden Verhältnisse, sie hemmt die Emanzipation durch 
Anpassung und vertieft weiter Irrtümer und Vorurteile. Denn eine Schule ist auch ein Spiegel 
der Gesellschaft - soziale Hierarchien und Unterschiede spielen genauso eine Rolle, wie 
ausserhalb der Schule und werden den Schüler*innen auf mehr oder weniger subtile Art 
eingetrichtert: Trotz der Verankerung im Lehrplan spielt selbständiges Handeln und kritisches 
Denken nur auf den höheren Stufen des Bildungssystems eine gewisse Rolle, während es auf 
den tieferen Stufen eher darum geht, dass Autoritäten nicht hinterfragt werden sollten. Der 
Staat lässt also durch die Erziehung seine Autorität festigen und die Schüler*innen zu 
«mündigen» Bürger*innen bilden. Dabei werden Normen und Bildungskonzepte vermittelt, 
die kaum Musse und Freude am Lernen zulassen. 

Die Schule als Institution darf als Ort der Erziehung also nicht unpolitisch sein, sondern soll 
ein Ort der Debatte sein. Angesichts der Klimakrise und der immer grösser werdenden 
Ungleichheit, sollte die Schule neuen Generationen eine Perspektive aufzeigen. Lehrpersonen 
bringen eigene pädagogische Werte und Haltungen mit, doch im Bildungssystem darf aber 
nicht von der staatlichen und kapitalistischen Ideologie abgewichen werden – was als 
politische Neutralität verkauft wird. 

Das kapitalistische Bildungssystem hat den Zweck, dass eine Ordnung aufrechterhalten wird, 
durch die Verwendung subtiler Methoden von Gewalt wie Strafe und öffentliche Demütigung. 
Die Schule stellt für viele Kinder und Jugendliche den Ort dar, in der sie erste 
Herrschaftserfahrungen machen und hierarchische Kommunikation in einer undemokratischen 
Form erleben. Durch Auswahl und Leistung wird eine Differenz, eine Ungleichheit 
geschaffen, welche bisherige bürgerliche Werte und ein «System» an nächste Generationen 
weitergibt, ohne kritisches Denken in und an diesen zu vermitteln. Die Schule verteidigt zwei 
Monopole: Ein Monopol an Wissen, mit Lehrplänen und Zwangscharakter, das so hemmend 
auf das selbstbestimmte Lernen und die emanzipatorische Bildung wirkt, sowie ein Monopol 
an Autorität und Einfluss auf die Zukunft. Die Belehrung geschieht systematisch, kollektiv 
und geplant. Durch Erfolg im Bildungssystem erhalten Menschen eine Wertzuschreibung 
innerhalb des nicht sehr durchlässigen Systems (z. B., dass ein*e Realschüler*in nicht Ärzt*in 
werden kann), die klar abzulehnen ist.  
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In ganz Europa wird regelmässig der Bildungsstand der Schüler*innen eines Landes erfasst. 
Die Resultate dieser Pisa-Studie genannten Untersuchungen zeigen, dass von 
Chancengleichheit oder Bildungsgerechtigkeit nicht gesprochen werden kann: Durch die 
Klassenzugehörigkeit der Eltern bzw. deren wirtschaftliches Einkommen und erreichte 
Bildung kommt es zu Ungleichheit (→ Klassen). Je mehr Zeit pro Tag alle Kinder in der 
Schule sind, desto geringer sind die Bildungsunterschiede als Folge ihres sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Hintergrundes. Dieser ist somit weniger prägend und wird 
ausgeglichen. Kollektive Erziehung kann mehr Gleichheit und auch gemeinschaftliche Werte 
fördern. 

Die Ungerechtigkeit in den Schulen der Schweiz wird noch stärker durch die geplante, aber 
nicht umgesetzte Inklusion: Inklusion meint als Idee, dass eine Schule für alle geschaffen 
werden soll, die niemanden mehr ausgrenzt und so auch Kinder mit einer Behinderung den 
Zugang zur Gesellschaft ermöglicht und nicht in Sonderschulen «isoliert». Menschen mit 
einer gewissen Beeinträchtigung können, obwohl die Schweiz die UNO-
Behindertenrechtskonvention ratifiziert und die Behindertengleichstellung in der Verfassung 
verankert hat, nicht in öffentliche Schulen gehen und erleben keine Behandlung im Sinne der 
ihnen garantierten Menschenrechte. Sonderschulen gibt es weiterhin ebenso wie Kleinklassen. 
Die Ausgrenzung hat in der Bildung immer noch System. 

Die Bildungsungerechtigkeit wird auch durch die Sparpolitik der Gemeinden und Kantonen in 
Bildungs- und Sozialwesen verschärft: Geldmangel führt zu vermindertem Zugang zu 
Schulmaterial und Medien, Infrastruktur und schlicht Bildungsmöglichkeiten wie Schulreisen 
oder Kulturangebote. Durch den Kürzungsdruck der Politik werden Schulen gezwungen, die 
Bildungsgerechtigkeit zu ignorieren und die Ungleichheiten der Klassengesellschaft werden 
so auch in Zukunft weiter bestehen und an zukünftige Generationen weitergegeben. 

Die Antwort der Wirtschaftsliberalen und Bürgerlichen auf diese Missstände ist die private 
Schule, welche sich aber nur Reiche leisten können, welche also die Ungleichheit weiter 
verstärkt. Bildung ist aber ein wesentlicher Teil auf dem Weg zu einer befreiten Gesellschaft. 
Mit breiter, kritischer Bildung können sich Individuen verändern und diese die Gesellschaft 
als Ganzes. Bildung ist also grundlegend betrachtet nicht schlecht, sondern eine Grundlage für 
eine bessere, solidarische und demokratischere Gesellschaft 

Bildung soll die Emanzipation und Selbstbestimmung der Kinder und Jugendlichen fördern, 
damit diese ihre eigene Zukunft als freie Persönlichkeiten kritisch, solidarisch und ökologisch 
mitgestalten können. Gesellschaftliche Ungleichheiten dürfen nicht als persönliche Defizite 
erlebt werden. Pädagogik darf niemals ein Ausdruck von Herrschaft sein, durch die 
bürgerliche und kapitalistische Werte und Massstäbe vorgegeben werden. Dem 
vorherrschenden Konzept von Bildung muss eine emanzipatorische und klassenkämpferische 
Antwort entgegengesetzt werden, welche die Bedingungen für Bildung nachhaltig verändert. 
Bildung ist ein Recht, das kollektiv erstritten werden muss.  

 


